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Vierter Vorstoss zu
Einbürgerungen

Zwei Beschwerden und eine
Motion liegen bereits vor, jetzt
folgte ein vierter Vorstoss. Die
Bundesversammlung soll das
Bundesrecht zur Einbürge-
rungsfrage ändern, verlangt
eine Motion der CVP- und FDP-
Fraktionschefs.

cj. Seit das Bundesgericht in Lau-
sanne die Einbürgerungen an Urnen-
abstimmungen für ungrechtmässig
erklärt hat und seit die Schwyzer Re-
gierung diese Einbürgerungsverfah-
ren an die offene Gemeindeversamm-
lung delegiert hat, herrscht Aufruhr
an der Schwyzer Bürgerrechtsfront.
Bereits ist eine Stimmrechtsbeschwer-
de beim Bundesgericht und eine wei-
tere Beschwerde beim Verwaltungsge-
richt deponiert worden. Weiter ist
letzte Woche im Kantonsrat eine Mo-
tion als dringlich erklärt worden, wel-
che den Kanton Schwyz auffordert, in
Bern eine Verfassungsänderung zu
verlangen. Und nun liegt der vierte
Vorstoss vor. 

Entscheide akzeptiert
Die beiden Arther Kantonsräte Ste-

fan Aschwanden und Kuno Kennel,
gleichzeitig Fraktionschefs der CVP
und der FDP, gehen dabei aber subti-
ler vor. Sie betonen ausdrücklich, dass
sie die Bundesgerichtsentscheide als
verfassungskonform betrachten und
respektieren. Ebenso habe der Regie-
rungsrat beim Erlass von Verordnung
und Weisungen dazu «seinen be-
schränkten rechtlichen Möglichkeiten
entsprechend reagiert». Dies tönt ganz
anders als etwa die SVP-Vorstösse,
welche die Gemeinden sogar zu Unge-
horsam gegenüber der regierungsrät-
lichen Verordnung aufgefordert ha-
ben. 

Die beiden Motionäre verlangen
ebenfalls eine Standesinitiative. Sie
soll das Bundesparlament dazu auf-
fordern, das Bundesrecht anzupassen.
Und zwar in dem Sinne, dass die Er-
teilung des Bürgerrechts an im Aus-
land geborene Ausländerinnen und
Ausländer ein politischer Akt bleiben
soll und nicht gerichtlich erzwungen
werden kann. Dabei sei aber die Auto-
nomie der Kantone zu wahren, indem
sie selber bestimmen können sollen,
wer bei ihnen über Einbürgerungen
entscheiden kann. Aschwanden und
Kennel sind jedenfalls dagegen, dass
künftig landesweit jede Gemeinde sel-
ber soll festlegen können, wer bei ih-
nen über Einbürgerungen entscheidet.
Dies würde zu einem «Einbürgerungs-
tourismus» führen. Über die Art des
Verfahrens müsse allein der Kanton
entscheiden. 

Baut Einsiedeln
ein Hallenbad?

Soll sich Einsiedeln an der Sa-
nierung des Hallenbads Minster
in Unteriberg beteiligen oder
gleich selber eines bauen?
Abklärungen dazu sind an
beiden Standorten im Gange. 

cj. Das Hallenbad Minster in Unter-
iberg muss saniert werden. Auch steht
fest, dass das gleichnamige Sporthotel
als bisheriger Träger den defizitären
Betrieb künftig nicht mehr alleine tra-
gen will. In Unteriberg sind darum
jetzt Abklärungen im Gange, welche
die Sanierungskosten und die künftige
Trägerschaft angehen. Vorsorglich ist
auch den bisherigen Benutzern des
Hallenbades in Unteriberg, also den
beiden Gemeinden Unteriberg und
Oberiberg sowie dem Bezirk Einsie-
deln für deren Schulen und der SLRG
Einsiedeln für das Schwimmtraining
gekündigt worden. 

Eine Sanierung und die künftige
Nutzung der Anlage in Unteriberg
setzt aber auch Beiträge aus Einsie-
deln voraus. Dort allerdings sind neus-
tens Pläne entstanden, ob nicht gleich
im Zusammenhang mit dem geplanten
Sportzentrum Eschbach auch ein Hal-
lenbad realisiert werden könnte. Vor
allem wären dabei Synergien mit der
projektierten Eishalle nutzbar. Bis
Oktober sollen auch Ergebnisse der
Abklärungen vorliegen.  

Kanton vermittelt Unterhosen
Merkwürdiger Versandhandel via Erziehungsdepartement

Bügeleisen, Sandalen, Unterho-
sen und Frottiertüchter: Der
Kanton Schwyz ist unter die
Detailhändler gegangen. Das
offizielle Schulblatt «schule +
bildung» des Erziehungsdepar-
tements hat einem Versand-
handel grosszügig Gastrecht
gegeben. 

● VON JOSIAS CLAVADETSCHER

Fünfmal pro Jahr erscheint das
Schwyzer Schulblatt. Es trägt den Ti-
tel «schule + bildung», ist das offiziel-
le Mitteilungsorgan der Schwyzer Er-
ziehungsbehörden und geht in einer
Auflage von 4300 Exemplaren an Leh-
rer, Schulen, Erzieher, Behörden, Ge-
meinden und Politiker. Inhaltlich ist
«schule + bildung» hervorragend ge-
macht und sehr informativ. Es orien-
tiert über neue Entwicklungen in
Schule und Pädagogik, über die Schul-
szene Schwyz, über Aktualitäten aus
dem Erziehungsdepartement und
über Schulprojekte, über Kultur und
Bücher, über Schuldienste, Personel-
les und noch vieles mehr. 

In «schule + bildung» ist zwecks
Finanzierung des Drucks und als In-
formation vom Bildungsmarkt auch
Werbung enthalten. Bisher für Com-
puter, für das Sorgentelefon, für
Schulbedarf und Bastelmaterial, Ski-
lager, Buchhandlungen oder Kurse für

Konfliktbewältigung. Alles sehr schul-
spezifische Artikel und Angebote also.
Umso mehr staunten die Abonnenten,
dass nun plötzlich das Erziehungsde-
partement auch als Versandhändler
im Stile des Jelmoli-Katalogs auftritt.
Dem neusten Schulblatt lag ein 32 Sei-
ten starker Warenkatalog des «Perso-
nalshops» aus Basel bei, der vom
Schlafsack bis zu den Wanderschuhen
und vom Kochtopf bis zum Staubsau-
ger so ziemlich alles zu bieten hat. So-
gar antibakterielle Socken und Her-
ren-Slips fehlten nicht. Dabei wurden
den Abonnenten von «schule + bil-
dung» mit einem Vorzugsbestellschein
Rabatte bis zu 66 Prozent offeriert.
Alles schön unter dem Vermerk
«Schulblatt Kanton Schwyz». 

Beim Personalshop handelt es sich
um den Versandhandel, den das Bür-
gerspital Basel betreibt. Es erzielt aus
Verkäufen gemäss Erfolgsrechnung
2002 einen Ertrag von rund 13 Mio
Franken. Der Gewinn fliesst offenbar
in die allgemeine Rechnung der Spi-
talbetriebe, die der Bürgergemeinde
Basel gehören. Die Schwyzer Lehrer
sind dabei nicht die einzigen Kunden,
welche vom «Personalshop» angegan-
gen werden. Die Versandhandelsfirma
gibt auch die Post, Novartis, die SBB
und verschiedene Gewerkschaften als
Kunden an und führt bei deren Perso-
nal Verkaufsaktionen durch.

Zuständig für das Schwyzer Schul-
blatt ist das Erziehungsdepartement.
Gestern waren wegen einer Tagung die
zuständigen Personen nicht erreichbar.  

Der Kanton Schwyz hat offenbar seine Dienstleistungen erweitert: Das Personal kann
Dampfbügeleisen mit Rabatt bestellen, mit dem offiziellen Segen des Erziehungsdeparte-
ments. Repro Bote

Was den Beitritt der Schweiz
zur EU angeht, da sind sich die
neun Nationalratskandidaten
der Jungparteien einig – nein.
Für die Einbürgerungspraxis
sehen die JSVP und JCVP klar
die Urnenabstimmung, die
JUSO hält am Bundesgerichts-
entscheid fest.

● VON FLORIAN BETSCHART

Gestern Abend lieferten sich die
neun Nationalratskandidaten der
Jungparteien des Kantons Schwyz ei-

ne Podiumsdiskussion zu den aktuel-
len Polit-Themen. Gesprächsleiter Al-
fons Spirig sprach von einem grossen
Publikum, welches mehrheitlich aus
Jugendlichen bestand. Die Ge-
sprächsrunde in der Kantonsschule
Kollegium Schwyz (KKS) setzte sich
aus Christian Bruhin, Fabian Eigen-
satz (beide JCVP), Bernhard Diet-
helm, Donat Schwyter, Xaver Schuler,
Toni Steiner (alle JSVP), Martin Det-
terbeck und Patrik Nauer (beide JU-
SO) zusammen. Ganz im Stil der
«Grossen» argumentierten und vo-
tierten die Kandidaten zu den The-
men. Es erstaunte nicht, dass die JU-
SO ganz klar für eine Legalisierung
des Cannabis-Konsums einsteht. Die-

se würde der Kriminalität Abhilfe
schaffen, so Patrik Nauer. Die JSVP
mit einem sehr emotionalen Xaver
Schuler setzte sofort dagegen und be-
schrieb den Joint als Einstiegsdroge,
welche niemals gesetzlich geduldet
werden dürfe. Hanf habe auch noch
andere Verwendungen, sprach sich
Christian Bruhin für dessen Legalisie-
rung aus. 

Punkto Einbürgerungspraxis setzte
es heftige Gefechte ab. Die JUSO mit
Christian Detterbeck votierte ganz klar
gegen die Urne und für die zurzeit
geltende Regelung mit Abstimmung
an der Gemeindeversammlung. Sie
sprach sogar von einem «Kriterienka-
talog», welcher durch das Volk verab-

schiedet wird und einer Kommission
die Einbürgerungskompetenz ein-
räumt. Natürlich grub die JSVP sofort
das Kriegsbeil aus: «Wir sind für die
Urnenabstimmung, auch aus Gründen
des Persönlichkeitsschutzes. Jeder
Bürger hat seinen eigenen Kriterien-
katalog und soll dieses Recht ausüben
können.» Die JCVP argumentierte
auch für eine Urnenabstimmung und
mahnte vor Vorurteilen ge-genüber
Ausländern. Erstaunlicherweise spra-
chen sich sämtliche Nationalratskan-
didaten gegen einen EU-Beitritt aus.
Zu einer zweiten Gotthard-Röhre sagt
nur die JSVP Ja. Die beiden anderen
Parteien befürworten eine Verlage-
rung des Verkehrs auf die Schiene.

Heftige Diskussion um Einbürgerungen
Podiumsdiskussion der Jungparteien des Kantons Schwyz an der KKS 

Kandidatinnen fast gleicher Meinung
Verein «frauennetz kanton schwyz» lud die Schwyzer Anwärterinnen zum Podium

Ein vierter Sitz in Bern ist eine
Chance für die Frauen im Kan-
ton Schwyz. Vier Kandidatin-
nen stehen am 19. Oktober zur
Wahl in den Nationalrat zur
Verfügung. An einem überpar-
teilichen Podium wurde ihnen
zu «Frauenthemen» auf den
Zahn gefühlt. Ergebnis: Es
herrschte fast überall Einig-
keit.

● VON CHRISTIAN MANZONI

Vier Kandidatinnen, zwei Meinun-
gen. Gravierende Unterschiede in den
einzelnen Voten der zur Wahl antre-
tenden Kandidatinnen waren im Kan-
tonsratssaal selten zu hören. 

Nationalrätin Maya Lalive d’Epinay
(FDP), Bäch, Bezirksrätin Josy Gyr
(SP), Einsiedeln, Arlette Flück (CVP),
Freienbach, und Theres Fuchs-Bell-
mont (SVP), Unteriberg. Die Regie-
rungsparteien schicken im Kanton
Schwyz vier Kandidatinnen ins Rennen
um einen Sitz im Nationalrat. Grund
genug für den Verein «frauennetz kan-
ton schwyz», die vier Kandidatinnen zu
einer Fragerunde aufs Podium zu bit-
ten. Der Verein wollte bewusst die
Wahlkampfthemen in den Hintergrund

rücken, dafür frauenspezifische The-
men ausgeleuchtet haben. Unter-
schiedliche Ansichten vertrat im We-
sentlichen SVP-Kandidatin Theres
Fuchs. Sie setzt auf die traditionelle Fa-
milie (Mann, Frau und Kinder) und for-
derte Entlastung. Grössere finanzielle
Unterstützung für andere Zusammen-
lebensformen seien zu kürzen. Auch
vom Thema Mutterschaftsurlaub und
einer möglichen Erweiterung des Be-
reichs in eine Mutterschaftsversiche-
rung wollte Fuchs nichts wissen. «Man
kann den jungen Leuten nicht noch
mehr Geld zur Tasche rausziehen.»

Politische 
Erfahrenheit zahlte sich aus

Mit Nationalrätin Maya Lalive d’E-
pinay, Bezirksrätin Josy Gyr und der
studierten Politikwissenschaftlerin
Arlette Flück setzte sich im Kantons-
ratssaal relativ klar der Rucksack des
Wissens und der Erfahrenheit durch.
Lalive beschwichtigte aufkommende
Ängste einer Finanzierungslücke des
Mutterschaftsurlaubs durch die Eid-
genossenschaft. «Nicht der Staat, son-
dern die arbeitenden Frauen bezah-
len ihren verdienten Mutterschafts-

urlaub in Form von Abgaben in die
Erwerbsersatzordnung (EO), analog
der Regelung bei den Männern, die
sich so ihre Beiträge während des Mi-
litärdienstes sichern.» Arlette Flück
geht gar einen Schritt weiter. «Ich se-
he das in einem grösseren Zu-
sammenhang. Es geht hier um die
gesamte Familienpolitik. Der Mut-
terschaftsurlaub war ein erster wich-
tiger Schritt. Nun müssen wir aber et-
was weiter gehen und auch die wer-
denden Mütter absichern, welche
nicht berufstätig sind und ergo sich
keine solchen EO-Beiträge leisten
können.» Gleich die Äusserungen von
Josy Gyr.

Im Grunde genommen, ziehen die
Schwyzer Nationalratskandidatinnen
bei den frauenspezifischen Themen
am gleichen Strick. Die Familie ist das
höchste Gut der Gesellschaft. Es
geht schliesslich um Menschen und
nicht um Zahlen. Strittige Voten und
unterschiedliche Ansichten bestehen
bei den Kandidatinnen bei der familie-
nexternen Kinderbetreuung. Wäh-
rend Lalive, Gyr und Flück durchaus
für eine frühere Einschulung der
Kinder einstehen und sich auch
für Blockzeiten an den Schulen aus-
sprechen, möchte Theres Fuchs die
Kinder möglichst lange Kinder sein
lassen und das Schulsystem belassen,
wie es ist.

Die Schwyzer Nationalratskandidatinnen (von links): Theres Fuchs (SVP), Arlette Flück
(CVP), Nationalrätin Maya Lalive d’Epinay (FDP) und Josy Gyr (SP). Bild Geri Holdener


